
V-9 Landes-Antidiskriminierungsgesetz (LADG)

Gremium: LAG Queer, LAG Frauen
Beschlussdatum: 22.05.2021

Tagesordnungspunkt:
NRW der Vielfalt – mit diesen Projekten gestalten wir die vielfältige
Gesellschaft (Einwanderung, Flucht, Frauen, Queer, …)

Kurzbeschreibung des Projekts, inklusive Beschreibung des
Alltagsbezugs/-nutzen für die Wähler*innen

Ein LADG soll vor Diskriminierung aus ff. Gründen schützen: Geschlecht, geschlechtliche Identität,
sozialer Status/Armut, sexuelle und romantische Orientierung, ethnische Herkunft, rassistische und
antisemitische Zuschreibung, Sprache, Religion und Weltanschauung, chronische Erkrankung und
Behinderung, Alter. Dieses Gesetz würde es Menschen ermöglichen gegen Formen der Diskriminierung
durch öffentliche Stellen des Landes NRW vorzugehen und damit zu mehr Gleichberechtigung und
Teilhabe beitragen.

Welches übergeordnete Ziel setzt das Projekt um (z.B. Verkehrswende)?

Eine gerechtere Gesellschaft, gelebte Vielfalt.

Als GRÜNE sollte es unser Ziel sein, für eine gerechte Zukunft zu kämpfen. Die oben genannten
Diskriminierungsformen müssen auch in Relation zur Klimakrise gedacht werden, unter der
marginalisierte Menschen deutlich stärker leiden (werden).

Worin besteht der Beitrag zur Schärfung des grünen Profils, worin die
Möglichkeit der kommunikativen

S. Projektskizze der LAG Migration und Flucht. (Dieser Antrag wird ergänzend zum Antrag „Für eine
offene und vielfältige Gesellschaft – Diskriminierungen konsequent bekämpfen“ der LAG Migration und
Fluchtgestellt.)

Wie wird das Projekt konkret umgesetzt (verwaltungstechnisch, rechtlich,
finanziell, zeitlich?

/

Zeit für Deine Ideen - Projekte zum Landtagswahlprogramm 2022-2027



 
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen1: 

Artikel 1 

Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) 

Abschnitt 1 

Allgemeiner Teil 

§ 1 

Ziel des Gesetzes 

Ziel des Gesetzes ist die tatsächliche Herstellung und Durchsetzung von Chancen-
gleichheit, die Verhinderung und Beseitigung jeder Form von Diskriminierung sowie 
die Förderung einer Kultur der Wertschätzung von Vielfalt.  

 

§ 2 

Diskriminierungsverbot 

Kein Mensch darf im Rahmen öffentlich-rechtlichen Handelns aufgrund des Ge-
schlechts, der ethnischen Herkunft, einer rassistischen und antisemitischen Zuschrei-
bung, der Religion und Weltanschauung, einer Behinderung, einer chronischen Er-
krankung, des Lebensalters, der Sprache, der sexuellen und geschlechtlichen Identität 
sowie des sozialen Status diskriminiert werden. 

§ 3 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Berliner Verwaltung, für landesunmittelbare öffentlich-
rechtliche Körperschaften, Anstalten und Stiftungen, für den Rechnungshof von Berlin 
und für die Berliner Beauftragte oder den Berliner Beauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit sowie für die Gerichte und die Behörden der Staatsanwaltschaft 
des Landes Berlin, den Verfassungsgerichtshof und für das Abgeordnetenhaus von 
Berlin, soweit diese Verwaltungsaufgaben wahrnehmen (öffentliche Stellen). Es findet 
mit Ausnahme von § 11 dieses Gesetzes und unbeschadet von § 24 des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes keine Anwendung auf die Anbahnung, Durchführung und 
Beendigung öffentlich-rechtlicher Dienstverhältnisse und Beschäftigungsverhältnisse 
der in Satz 1 benannten öffentlichen Stellen. 

 
1 LADG in der Fassung der Vorlage - zur Beschlussfassung - für die abschließende zweite Le-
sung im Abgeordnetenhaus am 04.06.2020. 
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(2) Soweit das Land Berlin unmittelbar oder mittelbar Mehrheitsbeteiligungen an juris-
tischen Personen des Privatrechts oder Personengesellschaften hält oder erwirbt, 
stellt es sicher, dass die Regelungen dieses Gesetzes auch von diesen entsprechend 
angewendet werden. Soweit es Minderheitsbeteiligungen an juristischen Personen 
des Privatrechts oder Personengesellschaften hält oder erwirbt oder gemeinsame Ein-
richtungen mit dem Bund nach Artikel 91e des Grundgesetzes betreibt, wirkt es darauf 
hin, dass die Regelungen dieses Gesetzes auch entsprechend angewendet werden. 

(3) Die Geltung sonstiger gesetzlich geregelter Diskriminierungsverbote oder Gebote 
der Gleichbehandlung und der zu ihrer Durchsetzung bestehenden Verfahrensvor-
schriften wird durch dieses Gesetz nicht berührt. Dies gilt auch für gesetzliche sowie 
unter dem Gesetz stehende Vorschriften, die dem Schutz bestimmter Personengrup-
pen dienen, insbesondere für sämtliche Frauenförderungsmaßnahmen und gleichstel-
lungspolitische Programme des Landes Berlin. 

Abschnitt 2 

Formen der Diskriminierung; Maßregelungsverbot 

§ 4 

Formen der Diskriminierung 

(1) Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person wegen eines oder 
mehrerer der in § 2 genannten Gründe eine weniger günstige Behandlung erfährt als 
eine andere Person in einer vergleichbaren Situation erfährt, erfahren hat oder erfah-
ren würde und die Ungleichbehandlung nicht nach § 5 gerechtfertigt ist. Eine unmittel-
bare Diskriminierung wegen des Geschlechts liegt auch im Falle einer ungünstigeren 
Behandlung einer Frau wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft vor. Eine unmittel-
bare Diskriminierung liegt ebenfalls vor, wenn die Person, die die Diskriminierung 
begeht, das Vorliegen eines oder mehrerer der in § 2 genannten Gründe nur annimmt. 
Das Unterlassen von diskriminierungsbeendenden Maßnahmen und Handlungen 
steht einem Tun gleich, sofern eine Pflicht zum Tätigwerden besteht. 

(2) Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vor-
schriften, Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines oder mehrerer der in § 2 
genannten Gründe gegenüber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen 
können, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch 
ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses 
Ziels angemessen und erforderlich. 

(3) Eine Belästigung ist eine Diskriminierung, wenn ein unerwünschtes Verhalten, das 
mit einem oder mehreren der in § 2 genannten Gründe in Zusammenhang steht, be-
zweckt oder bewirkt, dass die Würde der betroffenen Person verletzt wird, insbeson-
dere wenn es ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdi-
gungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld schafft. 
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(4) Eine sexuelle Belästigung ist eine Diskriminierung, wenn insbesondere ein uner-
wünschter Körperkontakt, eine unerwünschte Bemerkung sexuellen Inhalts, das Zei-
gen pornographischer Darstellungen sowie die Aufforderung zu sexuellen Handlungen 
bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der betroffenen Person verletzt wird. 

(5) Die Anweisung zur Diskriminierung einer Person ist eine Diskriminierung. Eine sol-
che Anweisung liegt insbesondere vor, wenn jemand eine Person zu einem Verhalten 
bestimmt, das eine andere Person wegen eines oder mehrerer der in § 2 genannten 
Gründe diskriminiert oder diskriminieren kann. 

§ 5 

Rechtfertigung von Ungleichbehandlungen; positive Maßnahmen 

(1) Eine Ungleichbehandlung ist gerechtfertigt, wenn sie aufgrund eines hinreichenden 
sachlichen Grundes erfolgt.   

(2) Eine Ungleichbehandlung ist auch gerechtfertigt, wenn durch geeignete und ange-
messene Maßnahmen bestehende Nachteile strukturell benachteiligter Personen we-
gen eines oder mehrerer der in § 2 genannten Gründe verhindert oder ausgeglichen 
werden sollen (positive Maßnahmen). 

(3) Erfolgt eine Ungleichbehandlung wegen mehrerer Gründe, ist diese nur gerecht-
fertigt, wenn sich die Rechtfertigung auf alle Gründe erstreckt, derentwegen die Un-
gleichbehandlung erfolgt. 

§ 6 

Maßregelungsverbot 

(1) Benachteiligungen wegen der Inanspruchnahme von Rechten dieses Gesetzes o-
der wegen der Weigerung, eine gegen dieses Gesetz verstoßende Anweisung auszu-
führen, sind verboten. Gleiches gilt für die Benachteiligung einer Person, die eine an-
dere Person hierbei unterstützt oder als Zeugin oder Zeuge aussagt.  

(2) Die Zurückweisung oder Duldung diskriminierender Verhaltensweisen durch die 
betroffene Person darf nicht als Grundlage für eine Entscheidung herangezogen wer-
den, die diese Person berührt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
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Abschnitt 3 

Rechtsschutz; Verbandsklage 

§ 7 

Vermutungsregelung 

Werden Tatsachen glaubhaft gemacht, die das Vorliegen eines Verstoßes gegen § 2 
oder § 6 überwiegend wahrscheinlich machen, obliegt es der öffentlichen Stelle, den 
Verstoß zu widerlegen. 

§ 8 

Schadensersatzpflicht; Rechtsweg 

(1) Bei einem Verstoß gegen § 2 oder § 6 ist die öffentliche Stelle, in deren Verantwor-
tungsbereich die Diskriminierung stattgefunden hat, verpflichtet, der diskriminierten 
Person den hierdurch entstehenden Schaden zu ersetzen. Die Geltendmachung eines 
Anspruchs nach Satz 1 ist ausgeschlossen, wenn es die anspruchsberechtigte Person 
vorsätzlich oder fahrlässig unterlassen hat, den Schaden durch Einlegung eines 
Rechtsbehelfs abzuwenden. 

(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann die diskriminierte 
Person eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen.  

(3) Verwirklicht sich durch eine Ungleichbehandlung, die nicht gerechtfertigt ist, ein 
Schaden bei einer Person, die in einem engen persönlichen Näheverhältnis zu einer 
Person steht, der ein oder mehrere der in § 2 genannten Merkmale zugeschrieben 
werden, so ist erstere berechtigt, ihren Schaden nach Absatz 1 und 2 geltend zu ma-
chen.  

(4) Die Verjährungsfrist für Ansprüche nach Absatz 1 bis 3 beträgt ein Jahr. Die Frist 
beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und die an-
spruchsberechtigte Person von den Anspruch begründenden Umständen und dem 
zum Ausgleich Verpflichteten Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlan-
gen müsste. Im Übrigen finden die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs An-
wendung.  

(5) Für die Ansprüche nach Absatz 1 bis 3 ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. 
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§ 9 

Antidiskriminierungsrechtliche Verbandsklage 

(1) Ein nach § 10 berechtigter Verband kann, ohne die Verletzung eigener Rechte 
darlegen zu müssen, Klage auf Feststellung erheben und geltend machen, dass Ver-
waltungsakte, Allgemeinverfügungen oder sonstiges Verwaltungshandeln gegen § 2 
oder § 6 verstoßen, sofern eine über die individuelle Betroffenheit hinausgehende Be-
deutung vorliegt.  

(2) Eine Verbandsklage nach Absatz 1 ist nur zulässig, wenn der nach § 10 berechtigte 
Verband einen Verstoß gegenüber der öffentlichen Stelle beanstandet hat. Die Klage 
darf nicht vor Ablauf von drei Monaten nach der Beanstandung erhoben werden. Sie 
ist unzulässig, wenn die öffentliche Stelle Abhilfe geschaffen hat. Die öffentliche Stelle 
unterrichtet die für Antidiskriminierung zuständige Senatsverwaltung über den Aus-
gang des Beanstandungsverfahrens. 

(3) Mit der Behauptung eines Verstoßes gegen § 2 oder § 6 kann anstelle der klage-
befugten Person und mit ihrem Einvernehmen ein nach § 10 berechtigter Verband, der 
nicht selbst am Verfahren beteiligt ist, gerichtlichen Rechtsschutz beantragen. In die-
sem Fall müssen alle Verfahrensvoraussetzungen wie bei einem Rechtsschutzersu-
chen durch die klagebefugte Person selbst vorliegen. Das Einvernehmen nach Satz 1 
ist erstmals bei Klageerhebung und sodann jährlich auf gerichtliche Anforderung 
schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle durch die klage-
befugte Person zu erklären. Wird das Einvernehmen nicht innerhalb gerichtlich gesetz-
ter Frist erklärt, entfällt die Klagebefugnis des nach § 10 berechtigten Verbandes. 

(4) Eine Verbandsklage ist nicht statthaft, wenn die Maßnahme aufgrund einer Ent-
scheidung in einem gerichtlichen Verfahren erfolgt ist. 

 
§ 10  

Anerkennung als verbandsklageberechtigter Antidiskriminierungsverband 

(1) Antidiskriminierungsverbände sind Personenzusammenschlüsse, die nicht ge-
werbsmäßig und nicht nur vorübergehend entsprechend ihrer Satzung die besonderen 
Interessen von Personen wahrnehmen, die Nachteile wegen eines oder mehrerer der 
in § 2 genannten Gründe erfahren. Die Anerkennung als verbandsklageberechtigter 
Antidiskriminierungsverband ist Personenzusammenschlüssen auf Antrag zu erteilen, 
wenn sie  

1. ihren Sitz in Berlin haben und ihr satzungsgemäßer Tätigkeitsbereich auch 
das Gebiet des Landes Berlin umfasst, 

2. zum Zeitpunkt der Anerkennung mindestens fünf Jahre bestehen und in die-
sem Zeitraum im Sinne von § 1 AGG oder § 1 Absatz 1 in Verbindung mit § 2 
dieses Gesetzes tätig gewesen sind,  
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3. auf Grund ihrer bisherigen Tätigkeit die Gewähr für eine sachgerechte Auf-
gabenerfüllung erwarten lassen und 

4. wegen § 5 Absatz 1 Nummer 5 Satz 1 Alternative 1 oder wegen Verfolgung 
gemeinnütziger oder mildtätiger Zwecke nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Kör-
perschaftsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Okto-
ber 2002 (BGBl. I S. 4144), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2730) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung von der Körperschaftsteuer befreit sind. 

Mit Anerkennung stehen ihnen die Befugnisse des § 9 zu. Sind mindestens sieben 
Antidiskriminierungsverbände zu einem Verband zusammengeschlossen, der die An-
forderungen des Satzes 1 erfüllt (Dachverband), kann dieser als verbandsklagebe-
rechtigter Antidiskriminierungsverband anerkannt werden, wenn er die Voraussetzun-
gen des Satzes 2 Nummer 1, 3 und 4 erfüllt. 

(2) Die Anerkennung gilt für das Gebiet des Landes Berlin. 

(3) Die Anerkennung ist zurückzunehmen, wenn die Voraussetzungen für ihre Ertei-
lung nicht vorlagen und dieser Mangel auch nach Aufforderung nicht beseitigt wird. Die 
Anerkennung ist zu widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen für ihre Erteilung 
nachträglich weggefallen ist. Rechtsbehelfe haben in den Fällen der Sätze 1 und 2 
keine aufschiebende Wirkung. 

(4) Die Anerkennung als verbandsklageberechtigter Antidiskriminierungsverband, ihre 
Rücknahme und ihr Widerruf erfolgt durch die für Antidiskriminierung zuständige Se-
natsverwaltung. Soweit durch Satz 1 die Zuständigkeiten anderer Senatsverwaltungen 
berührt werden, ist mit diesen im Rahmen des Anerkennungsverfahrens Einverneh-
men herzustellen. 

Abschnitt 4 

Diversity – Förderung einer Kultur der Wertschätzung von Vielfalt 

§ 11 

Förderung einer Kultur der Wertschätzung von Vielfalt 

(1) Die Verhinderung und Beseitigung jeder Form von Diskriminierung und die Förde-
rung einer Kultur der Wertschätzung von Vielfalt sind als durchgängiges Leitprinzip bei 
allen Maßnahmen der öffentlichen Stellen zu berücksichtigen. 

(2) Die öffentlichen Stellen beziehen bei Untersuchungen ihrer Aufbau- und Ablaufor-
ganisation sowie ihrer Geschäftsprozesse auch die Untersuchung auf strukturelle Dis-
kriminierungsgefährdungen mit ein und implementieren geeignete Gegenmaßnahmen 
zur Erreichung der Ziele dieses Gesetzes.  
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(3) Die Erfüllung dieser Verpflichtungen ist besondere Aufgabe der Dienstkräfte mit 
Vorgesetzten- und Leitungsfunktion und soll bei der Beurteilung ihrer Leistung einbe-
zogen werden. 

(4) Der Erwerb von und die Weiterbildung in Diversity-Kompetenz einschließlich der 
antidiskriminierungsrechtlichen Grundlagen sollen für alle Dienstkräfte insbesondere 
durch Fortbildungsangebote und Qualifizierungsmaßnahmen sichergestellt werden. 
Für die Dienstkräfte mit Vorgesetzten- und Leitungsfunktion ist die Teilnahme an den 
Fortbildungen und Qualifizierungsmaßnahmen verpflichtend. Die Diversity-Kompetenz 
soll bei der Beurteilung der Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung der Dienst-
kräfte berücksichtigt werden. 

(5) § 3 Absatz 2 gilt entsprechend. 

§ 12 

Maßnahmen zur Förderung einer Kultur der Wertschätzung von Vielfalt 

(1) Der Senat von Berlin ergreift landesweite Maßnahmen zur Förderung einer Kultur 
der Wertschätzung von Vielfalt in der Berliner Verwaltung und entwickelt diese stetig 
fort. 

(2) Ein Bericht zur Umsetzung der Maßnahmen ist dem Abgeordnetenhaus mindes-
tens alle fünf Jahre zur Kenntnisnahme vorzulegen. 

(3) Strategien und Programme zur Herstellung und Durchsetzung von Chancengleich-
heit, die in der Zuständigkeit einzelner Senatsverwaltungen liegen, werden durch die 
Maßnahmen nicht berührt. 

Abschnitt 5 

Zuständigkeit; Ombudsstelle 

§ 13 

Zuständige Senatsverwaltung  

Die Aufgaben nach diesem Gesetz obliegen, soweit durch die Geschäftsverteilung des 
Senats nichts anderes bestimmt ist, der für Antidiskriminierung zuständigen Senats-
verwaltung. Sie wirkt auf die Umsetzung der Ziele des Gesetzes hin, indem sie insbe-
sondere  

1. für die von Diskriminierung ausgehenden Gefahren sensibilisiert und Vor-
schläge für Präventionsmaßnahmen erarbeitet, 

2. strukturelle Diskriminierungen identifiziert und zu deren Abbau beiträgt, 
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3. an sie herangetragene Beschwerden aufnimmt, weitervermittelt und erforder-
lichenfalls Stellungnahmen einfordert, 

4. eine bedarfsgerechte und effiziente Beratungsinfrastruktur fördert, 

5. wissenschaftliche Untersuchungen zu Diskriminierungen, ihren Ursachen 
und ihren Folgen initiiert oder durchführt sowie  

6. die öffentlichen Stellen bei der Erreichung der in § 11 formulierten Ziele un-
terstützt.  

§ 14 

Ombudsstelle 

(1) Die für Antidiskriminierung zuständige Senatsverwaltung errichtet eine Ombuds-
stelle, die in dieser Funktion mit den für die jeweiligen Merkmale zuständigen Stellen 
innerhalb der Verwaltung zusammenarbeitet. 

(2) Die Ombudsstelle unterstützt Personen, die sich an sie wenden, durch Information 
und Beratung bei der Durchsetzung ihrer Rechte nach diesem Gesetz. Im Rahmen 
ihrer Tätigkeit kann sie darauf hinwirken, die Streitigkeit gütlich beizulegen. Sie ist be-
rechtigt, jederzeit Sachverständige hinzuzuziehen, Gutachten einzuholen, Beschwer-
den weiter zu vermitteln und Handlungsempfehlungen auszusprechen. Die Ombuds-
stelle darf personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies für die Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich ist. 

(3) Die in § 3 Absatz 1 Satz 1 genannten öffentlichen Stellen sind verpflichtet, die Om-
budsstelle bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen, insbesondere die erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen sowie erbetene Stellungnahmen abzugeben. Der Om-
budsstelle ist auf Antrag Einsicht in Akten zu gewähren, soweit nicht im Einzelfall 
wichtige überwiegende öffentliche Belange entgegenstehen.  

(4) Stellt die Ombudsstelle nach hinreichender Aufklärung des Sachverhalts und nach 
erfolglosem Versuch einer gütlichen Streitbeilegung einen Verstoß gegen § 2 oder § 6 
fest, beanstandet sie diesen gegenüber der öffentlichen Stelle und fordert diese zur 
Abhilfe auf. 

(5) Die Ombudsstelle unterliegt in Ombudsangelegenheiten keinen Weisungen und 
darf wegen der Erfüllung ihrer Aufgaben nicht benachteiligt werden. Sie gewährleistet 
die Vertraulichkeit der Informationen, von denen sie im Rahmen ihrer Tätigkeit Kennt-
nis erhält. 
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Artikel 2 

Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes 

In Nummer 14 der Anlage zum Allgemeinen Zuständigkeitsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Juli 1996 (GVBl. S. 302, 472), das zuletzt durch Artikel 2 
Abs. 1 des Gesetzes vom 04. März 2019 (GVBl. S. 210) geändert worden ist, wird 
folgender Absatz angefügt: 

„(26) Aufgaben nach den §§ 10 Absatz 4, 13 und 14 des Landesantidiskriminie-
rungsgesetzes.“ 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin in Kraft.  
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